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ZEITGESPRÄCH

Ist Rußland reformierbar?
Die schwere wirtschaftliche und politische Krise Rußlands läßt Zweifel an der

Reformfähigkeit dieses Landes aufkommen. Welche Fehler wurden beim Übergang
von der Planwirtschaft in die Marktwirtschaft gemacht? In welchem Umfang ist

die Krise politisch bedingt? Wie sind die Reformchancen?

Klaus Bolz, Andreas Polkowski

Rußland wegen schleppender Wirtschaftsreformen
krisenanfällig

Die. aktuelle Wirtschafts- • und
Finanzkrise in Rußland hat

deutlich gemacht, daß der von
Staatspräsident Jelzin politisch
gewollte Prozeß der Transforma-
tion von der Plan- zur Marktwirt-
schaft in diesem Land bei weitem
noch nicht abgeschlossen ist. Ob-
wohl die russischen Reformen
unter den seit der polit-ökonomi-
schen Wende grundlegend verän-
derten Rahmenbedingungen statt-
finden, weckt die aktuelle Krise
Erinnerungen an Gorbatschow,
dessen unausgegorene Reform-
politik letztendlich in einer Sack-
gasse endete.

Obwohl Gorbatschow mit seiner
sogenannten radikalen Reform
zunächst nur darauf abzielte, die
Eigeninitiative, Verantwortung und
Leistung jedes Mitglieds der
sowjetischen Gesellschaft zu
erhöhen, haben seine Ansätze zur
Erneuerung der Wirtschaft und
Gesellschaft auch den Boden für
Diskussionen über alternative Re-
formkonzepte bereitet. Ende der
achtziger/Anfang der neunziger
Jahre haben .zahlreiche program-
matische Veröffentlichungen, die
in einer durch Glasnost geprägten

Atmosphäre entstanden sind, die
politische Meinungsbildung des
Landes in Richtung Demokratie
und Marktwirtschaft gelenkt.
-Diskutiert wurden unter anderem
Arbeiten von Abalkin, Schatalin
und Jawlinski.

Während das Abalkin-Pro-
gramm vom November 1989 noch
auf eine permanente staatliche
Regulierung des gesamtsowjeti-
schen Marktes nicht verzichten
wollte, strebte das Schatalin-
Projekt vom September 1990 ohne
Kompromisse die Marktwirtschaft
an, das hieß freie Preisbildung,
Untemehmensautonomier^Privati-
sierung usw. Dieses utopische
500-Tage-Programm hatte inso-
fern große Bedeutung, als es in
Rußland zum ersten Mal eine
marktwirtschaftliche Alternative
zum bestehenden sowjetischen
Wirtschaftssystem aufzeigte. Die-
se und andere Reformprogramme
gingen noch von einer engen poli-
tischen und ökonomischen Union
der Sowjetrepubliken aus. Tat-
sächlich drifteten die Republiken
aber bereits in jener Zeit immer
stärker auseinander und ent-
wickelten - allen voran Rußland -

eigene reformpolitische Kompe-
tenz.

Gorbatschow als Reformer
gescheitert

Gorbatschow geriet 1990/91 mit
seiner Reformpolitik, der kein aus-
gereiftes Konzept zugrunde lag
und die durch halbherzige Ziel-
vorgaben hinsichtlich einer soziali-
stischen oder kontrollierten Markt-
wirtschaft gekennzeichnet war,
zunehmend in eine Sackgasse.
Einerseits sah er die Notwendig-
keit, auf den offenkundigen Nie-
dergang der sowjetischen ,Volks-
wirtschaft mit einer wirkungsvolle-
ren Umgestaltung der Wirtschaft
zu reagieren, andererseits konnte
er radikale Reformen nicht wagen,
weil diese von den konservativen
Kräften nicht mitgetragen worden
wären: Gorbatschows Handluiigs-
spielraum reichte bestenfalls nur
noch für Einzelmaßnahmen, die
überwiegend verzweifelte Ver-
suche darstellten, den Niedergang
der sowjetischen Wirtschaft zu
bremsen.

Die erste Preisreform im Einzel-
handel vom April 1991 blieb ord-
nungspolitisch fragwürdig, da nur
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etwa für ein Drittel der gehandel-
ten Güter die Preise nach Angebot
und Nachfrage gebildet werden
sollten. Die neue Preisstruktur gab
verzerrte Signale für eine wirt-
schaftlich vernünftige Ressour-
cenallokation ab. Da es sich bei
den Produzenten überwiegend
noch um staatliche Monopole han-
delte, die ihr Warenangebot sogar
teilweise verminderten, erlebten
die Sowjetbürger erneut eine
Enttäuschung, hatte man sie doch
glauben gemacht, daß sich im
Zuge der Preisanhebungen sehr
bald - wie im Falle Polens - die
Regale in den Geschäften mit
einem breiten Warensortiment fül-
len würden.

Mit der Verschärfung der Wirt-
schaftskrise nach dem Putsch
vom 19. August 1991 wurde einer-
seits die Notwendigkeit einer radi-
kalen Wirtschaftsreförm in der
Sowjetunion immer offensichtli-
cher, andererseits eröffnete die
Auflösung der KPdSU und diverser
zentraler Institutionen den einzel-
nen Republiken verbesserte Chan-
cen für eine eigene unabhängige
Wirtschaftspolitik. Die wenigen
noch von der Unionsregierung ein-
gerichteten Institutionen und
Spielregeln als Fundament für das
Funktionieren einer Marktwirt-
schaft hatten nicht verhindern
können, daß es in kürzester Zeit zu
einer, willkürlichen und teilweise
anarchischen Entwicklung der
Liberalisierungsprozesse im staat-
lichen Sektor kam, bei denen sich
ehemalige Staatsorgane weitge-
hend passiv verhielten. Ganze
Wirtschaftsbereiche entglitten der
staatlichen Kontrolle.

Jelzin in erster Reformphase
ausgebremst

Die Startposition der russischen
Sowjetrepublik und dann ab 1992
der Russischen Föderation für den
Übergang zur Marktwirtschaft war

also schwierig. Noch im Herbst
1991 hatte Präsident Jelzin diverse
ordnungs- und prozeßpolitische
Maßnahmen angekündigt, bei
deren radikaler Ausgestaltung die
polnische Schocktherapie Pate
gestanden haben dürfte. Nachdem
Jelzin im November 1991 per Erlaß
die Liberalisierung der Außen-
wirtschaftsbeziehungen eingeleitet
hatte, verfügte er schon Anfang

1992 entgegen dem Rat vieler rus-
sischer Fachleute und entgegen
den Empfehlungen der Ukraine
und anderer Republiken per
Dekret die Freigabe der Preise.
Unter den gegebenen chaoti-
schen, das heißt weitgehend nicht
kontrollier- und steuerbaren Bedin-
gungen in der Wirtschaft war die
Wahrscheinlichkeit groß, daß die
mit der Preisfreigabe angestrebten
Ziele in Rußland verfehlt würden.

Die Autoren
unseres Zeitgesprächs:

Dr. Klaus Bolz, 60, ist Leiter
der Abteilung Wirtschafts-
systeme und Wirtschaftsbe-
ziehungen osteuropäischer
Länder im HWWA-Institut für
Wirtschaftsforschung-Ham-
burg; Dr. Andreas Polkowski,
49, ist Forschungsgruppen-
leiter in dieser Abteilung.

Dr. Jürgen Nötzold, 62, ist
Mitarbeiter in der Stiftung
Wissenschaft und Politik
(SWP) in Eben hausen bei
München mit dem Schwer-
punkt Mittelosteuropa und
Rußland.

b
Prof. Dn August Pradetto, 49,
lehrt Politikwissenschaft am
Institut für Internationale
Politik an der Universität der
Bundeswehr Hamburg mit
dem Schwerpunkt zentral-
und osteuropäische Ländßr.

Wie sollten auch die marktwirt-
schaftlichen Regelmechanismen
funktionieren, wenn - vor allem an-
gebotsseitig - viele Märkte staat-
lich monopolisiert waren, die Pri-
vatisierung von Staatsunterneh-
men erst ganz am Anfang stand
und es im übrigen an einer wirksa-
men Wettbewerbspolitik fehlte?
Zudem verfügte Rußland Anfang

1992 nicht über ein funktionieren-
des Bankensystem, eine leistungs-
fähige Arbeitsverwaltung, einen
funktionsfähigen Kapitalmarkt, ein
wirksames Steuersystem u.a.
Jelzin und seine Berater hatten
aus Gorbatschows Erfahrungen
offenbar nicht gelernt, daß die
Preisreform allein die Regale in
den Geschäften nicht füllen würde.

Von Anbeginn wurden Jelzins
Wirtschaftsreformen, die Umstruk-
turierung der Wirtschaft und die
Stabilisierungspolitik in vielen
Punkten durch den Obersten
Sowjet der Russischen Föderation
nachhaltig beeinträchtigt, so daß
der Übergangsprozeß zur Markt-
wirtschaft bald nur noch mit Trip-
pelschritten vorankam.

Reformpolitik unter neuen
Machtstrukturen

Bedeuteten die durch die Auf-
lösung des Obersten Sowjets der
Russischen Föderation im Jahre
1993 veränderten politischen
Machtverhältnisse für Jelzin eine
Chance, dem Reformprozeß neues
Leben einzuhauchen? Nach der
Niederschlagung des Putsches
gegen Jelzin meldeten die Gene-
räle unmißverständlich ihren Macht-
anspruch an. Dies führte direkt
und indirekt zu einer Beeinflus-
sung wichtiger Reformvorhaben,
so zum Beispiel bei der Konver-
sion und der Privatisierung. Zuge-
ständnisse an die Militärs führten
überdies zu weiteren Belastungen
des ohnehin schon übermäßig
angespannten Haushaltes.
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Da Jelzin sich in seiner Politik
gegenüber dem Obersten Sowjet
immer wieder der Unterstützung
der „Fürsten" in den 89 Regionen
hatte versichern müssen, melde-
ten diese jetzt ebenfalls einen
größeren Anspruch auf Einfluß in
der Gesamtpolitik des Landes an.
Die Regionen weiteten ihre politi-
sche und insbesondere wirtschaft-
liche Eigenständigkeit aus, ohne
daß* die Regierung in Moskau sie
daran hindern konnte. Einige Re-
gionen waren inzwischen so stark,
daß sie es sich ungestraft leisten
konnten, Maßnahmen der Zentral-
regierung - vor allem im Umstruk-
turierungs- und Reformprozeß - zu
unterlaufen oder zumindest ins
Leere laufen zu lassen.

Die Auflösung des Obersten
Sowjets, die gestärkte Position
des Militärs und die sich wandeln-
de Rolle der Regionen in der
Russischen Föderation haben im
Jahre 1993 das Umfeld für die
Fortführung der Wirtschaftsrefor-
men entscheidend verändert. Mit
der Wiederberufung Gaidars in
das Kabinett verfolgte Jelzin 1993
das Ziel, an das durch direkte und
indirekte Interventionen des Ober-
sten Sowjets ins Stocken geratene
Reformtempo von Anfang 1992
anzuknüpfen. Es lag auf der Hand,
daß eine moderate zögerliche
Reform wegen der extrem
schlechten Wirtschaftslage Ruß-
lands von vornherein zum Schei-
tern verurteilt gewesen wäre.
Notwendig war eine konsequente
Inflationsbekämpfung durch eine
straffe Geldmengen- und Budget-
politik sowie die strikte Unter-
werfung der Betriebe unter harte
Budgetrestriktionen. Institutionell
galt es vorrangig, die von dem
Privatisierungsminister Tschubais
trotz der Torpedierungsversuche
des Obersten Sowjets aufrechter-
haltene Privatisierung zu be-
schleunigen, ein leistungsfähiges

Bankensystem aufzubauen und
eine konsequente Wettbewerbs-
politik rechtlich abzusichern.

Monetäre Stabilität verschleierte
den Ernst der Lage

Die beiden wichtigen Reform-
ziele wie Aufbau der marktwirt-
schaftlichen Infrastruktur und real-
wirtschaftliche Anpassung konn-
ten ganz offensichtlich bis heute
nicht annähernd verwirklicht wer-
den, vielmehr bilden diese Re-
formfelder das trostlose Umfeld, in
dem sich die aktuelle Wirtschafts-
und Finanzkrise entfaltet hat.
Dagegen konnte die im Sinne
Gaidars und Fjodorows betriebene
Politik der monetären Stabilisie-
rung nach anfänglichen Rück-
schlägen, verursacht durch eine
wenig disziplinierte Budget- und
Kreditpolitik, ab 1995 sichtbare
Erfolge verbuchen. Nach einer län-
geren Phase schwankender Wech-
selkurse mit entsprechenden
Kursausschlägen und Abwertun-
gen wurde im Jahre 1995 erstmals
für die Schwankungen des Wech-
selkurses ein Korridor festgelegt.
Innerhalb dieses Korridors wurde
dann 1996 der Rubel kontrolliert
schrittweise abgewertet, so daß in
der russischen Bevölkerung all-
mählich das Vertrauen in die eige-
ne Währung zunahm. ^

Sieht man einmal von der zu-
rückgeführten Inflationsrate sowie
von der erreichten und um einen
hohen Preis gehaltenen Stabilität
des Rubelkurses zum Dollar ab,
blieben für die russische Regie-
rung, die russische Wirtschaft und
insbesondere für breite Schichten
der Bevölkerung die meisten Pro-
bleme der Vergangenheit weiter
ungelöst. Obwohl der Internatio-
nale Währungsfonds vor der Aus-
zahlung einzelner Kredittranchen
derrussischen Regierung immer
wieder neue wirtschaftspolitische
Zusagen abverlangt hatte, konnte

er - entgegen seinen im Jahre
1996 geäußerten Erwartungen -
die aktuelle, inzwischen das ganze
Land destabilisierende Haushalts-
krise nicht verhindern. Der IWF hat
nicht nur bei der Kreditgewährung
und der Auszahlung einzelner
Tranchen immer wieder eine nicht
nachvollziehbare Vertrauensselig-
keit im Hinblick auf russische
Zusagen an den Tag gelegt, son-
dern er war wohl auch zu unkri-
tisch bei der Analyse von russi-
schen Reformprogrammen insbe-
sondere auf dem Gebiet der
Steuern und hinsichtlich des In-
vestitionsklimas für ausländische
Kapitalanleger. Der IWF hat offen-
sichtlich das Durchwursteln in
wichtigen Bereichen der Reform-
politik und die in vielen Fällen mehr
oder weniger unverständliche
Jelzinsche Personalpolitik zu
unkritisch hingenommen. Das
Gesetzeschaos, die unterbliebe-
nen Reformen, die niedrige Zah-
lungsmoral des Staates gegen-
über seinen Beschäftigten und den
Lieferanten von Gas und elektri-
schem Strom und anderes können
dem IWF doch nicht entgangen
sein.

Die aktuelle Krise kein
überraschendes Ereignis

Die bis zum Gipfel der Krise mit
großer Härte verfolgte Politik der
Sicherung des Rubelkurses und
der Geldwertstabilität mag in der
Erwartung erfolgt sein, daß von
diesen beiden Stabilitätsankern
Wirkungen insbesondere auch auf
die mikroökonomische Sphäre
ausgehen würden. Diese Trans-
mission hat aber nicht stattgefun-
den, nicht zuletzt da sie durch
wilde Privatisierungen, einen un-
vollendeten Rechtsrahmen und
mangelhaft arbeitende Institutio-
nen verbaut wurde.

Die mangelnde Kontrolle des
Privatisierungsprozesses durch
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den Staat ließ eine kleine, aber
mächtige Gruppe von Neureichen
entstehen, die es verstanden hat,
ihr Privateigentum quasi aus der
Volkswirtschaft herauszulösen und
nur für sich arbeiten zu lassen.
Überwiegend unrechtmäßig wur-
den wesentliche Teile der Erlöse
aus der verkauften Produktion und
die erwirtschafteten Gewinne nicht
in die Betriebe zurückgeführt bzw.
nicht reinvestiert, sondern am
Staat vorbei ins Ausland gebracht.
Hinzu kam der desolate Zustand
des Steuersystems, so daß der
Staatskasse nicht im vorgesehe-
nen Umfang Einnahmen zuflössen.

Der Staat manövrierte sich
selbst in eine finanzpolitische
Falle, indem er den Einnahmeaus-
fall mit Einnahmen aus hochver-
zinslichen Anleihepapieren kom-
pensierte. Eine Zurückführung der
Ausgaben war bei der gegebenen
parlamentarischen Zusammen-
setzung nicht durchsetzbar, so
daß das wachsende Defizit zu
einer immer höheren Verschuldung
führen mußte. Diese Politik barg
nicht nur stabilitätspolitische
Risiken, sondern sie erfolgte zu
Lasten des Investitionsgesche-
hens, da sowohl Inländer als auch
Ausländer große Teile ihres Privat-
kapitals gewinnorientiert für den
Erwerb von Staatspapieren ver-
wendeten. Der Zusammenbruch
der russischen Finanzmärkte und
von Teilen des Bankensystems im
Sommer 1998 hat mit schonungs-
loser Offenheit gezeigt, daß die
bisher im Reformprozeß erzielten
Stabilitätserfolge zweifelhaften
Charakters waren.

Es ist sachlich nicht einsichtig,
daß russischerseits die aktuelle
Krise häufig auf die Asienkrise und
die zurückgehenden Ölpreise zu-
rückgeführt wird. Tatsache ist viel-
mehr, daß diese Vorgänge den
rosaroten Schleier über der soge-
nannten Marktwirtschaft in Ruß-

land nur etwas beschleunigt gelüf-
tet haben, von dem sich viele -
bisweilen sogar der IWF - täu-
schen ließen. Die aktuelle Wirt-
schafts- und Finanzkrise hat den
russischen Staat und seine politi-
schen Strukturen an den Rand des
Bankrotts gebracht. Die Presse hat
ausführlich über Rubelsturz, Preis-
anstieg, Produktionsstopp, Im-
portausfälle, Versorgungseng-
pässe und die bereits in Verges-
senheit geratenen Schlangen vor
den Geschäften berichtet. Schon
1993 schrieb der Harvard-Pro-
fessor Sachs, daß die russische
Marktwirtschaft bereits gesiegt
habe, und sein schwedischer
Kollege Aslund sprach von ihrer
tiefen Verwurzelung. Heute muß
man wohl zu der Erkenntnis kom-
men, daß nicht viel von dieser
Marktwirtschaft übriggeblieben ist,
oder ehrlicher gesagt, sie noch zu
keinem Zeitpunkt in diesem Lande
die Chance hatte, sich voll zu ent-
falten.

Kein wegweisender
Neuanfang in Sicht

Mit der Übernahme der Regie-
rungsgeschäfte durch Primakov
konnte eine weitere Zuspitzung
der politischen Krise gestoppt und
der Zusammenhalt des Landes
vorerst gesichert werden. Ob bei
der jetzt veränderten Aufteilung
der politischen Macht zwischen
Duma, Präsident und Regierung
die Chancen für einen baldigen
reformpolitischen Neuanfang ge-
wachsen sind, ist aber zu bezwei-
feln. Die neue Regierungsmann-
schaft aus Kommunisten und
gemäßigten Reformern wird Zeit
gewinnen wollen und aus populi-
stischen Überlegungen zu außer-
ordentlichen Maßnahmen greifen,
um den Ausbruch landesweiter
sozialer Konflikte zu verhindern.
Allein für die Zahlung der ausste-
henden Löhne und Renten wird
der Staat nach offiziellen Angaben

rund 85 Mrd. Rubel brauchen.
Weitere Milliarden werden für die
Entschädigung der Sparer und die
angekündigte Indexierung der
niedrigsten Löhne und Renten be-
nötigt. Zur Finanzierung der vielfäl-
tigen Aufgaben steht de facto nur
noch die Notenpresse zur Ver-
fügung. Allein bis zum Jahresende
1998 wird mit einer Geldemission
von mindestens 40 bis 50 Mrd.
Rubel gerechnet. Des weiteren
wurden Steuererleichterungen für
Unternehmen, verstärkte Kontrol-
len auf dem Devisenmarkt und
Verstaatlichungen von strategisch
wichtigen Unternehmen angekün-
digt. Persönlichkeiten aus der
Sowjetzeit wie Masljukow, Ge-
raschtschenko, Abalkin, Petrakow,
die dem neuen Kabinett angehö-
ren bzw. ihm als Berater zur Seite
stehen, propagieren die Anwen-
dung eines breiten staatsinterven-
tionistischen Instrumentariums.

Was hat Rußland in der näheren
Zukunft zu erwarten? 7\uch wenn
die angekündigten Maßnahmen
kurzfristig ein Minimum an gesell-
schaftlicher Stabilität bringen
mögen, werden sie die Grund-
probleme der politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Krise
nicht lösen. Daß umfassende
ReforrrfeYi in nächster Zeit wahr-
scheinlich nur geringe Chancen
haben, ergibt sich allein schon aus
der Tatsache, daß im Jahre 1999
Parlamentswahlen und im Jahre
2000 Präsidentschaftswahlen an-
stehen. Auch wenn zur Zeit nur
kurzfristige Therapien wahrschein-
lich sind, sollten die Verantwort-
lichen in Rußland sich in die Pflicht
genommen fühlen, neue politische
und ökonomische Strategie-
ansätze vorzubereiten. '

Der Westen - IWF, Weltbank,
Europäische Union - hat angebo-
ten, bei der Entwicklung langfristi-
ger Reformstrategien für Rußland
Hilfestellung zu leisten und das
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hierfür bei diesen Institutionen vor-
handene Know-how einzubringen.
Dieses Angebot darf aber nicht
dahingehend interpretiert werden,
daß der Westen schon in Kürze
auch zur Vergabe neuer Kredite
bereit wäre. Rußland muß wissen,
daß eine reformpolitische Wende
sich allein in der Verantwortung
des eigenen Landes vollziehen
muß. Erst wenn in Rußland ein
wirtschaftliches Klima geschaffen
worden ist, bei dem russisches
Kapital die Anlage im eigenen
Land sucht, sollte der Fonds neue
Mittel bereitstellen und damit indi-
rekt auch privates ausländisches

Kapital wieder vermehrt nach
Rußland lenken.

Die Chancen für die Durch-
führung umfassender Reformen
würden sich wesentlich verbes-
sern, wenn zuvor diverse Rahmen-
bedingungen in der russischen
Wirtschaft und Gesellschaft eine
Neugestaltung erführen. Von vor-
rangiger Bedeutung wäre eine
verfassungsmäßige Neuordnung
der demokratischen Strukturen.
Dabei. ginge es sowohl um die
Neuverteilung der Macht zwischen
dem Präsidenten, der Duma und
der Regierung als auch um die ter-

ritoriale Neugliederung der. Föde-
ration, da die territoriale Struktur
mit ihren 89 Subjekten wohl kaum
mehr zeitgemäß ist; sie geht noch
auf die Zarenzeit zurück. Ziel der
territorialen Neugliederung sollte
es sein, die Zahl der Regionen dra-
stisch zu verringern, um damit
handlungsfähige Strukturen zu
schaffen. Die jüngsten Aktivitäten
der russischen Regierung, im
Interesse einer kurzfristig verbes-
serten Handlungsfähigkeit der
Föderation als eine Zwischen-
lösung die Bildung von 8 bis 10
territorialen Assoziationen anzu-
streben, ist zu begrüßen.

Jürgen Nötzold

Die Transformation in Rußland - Scheitern und Neuanfang

Vor drei Jahren stellte Jeffrey
Sachs, einer der maßgeben-

den ausländischen Berater der
russischen Regierung, fest, daß
die Marktwirtschaft etabliert sei.
Doch auch danach löste ein Kri-
senprogramm das andere ab, für
die weiterhin Mitglieder der Re-
formriege wie A. Tschubajs und B.
Fjodorov zuständig waren. Mit der
erneuten wirtschaftlichen und poli-
tischen Krise Rußlands seit dem
17. August dieses Jahres ist das
Ende der Ära Jelzin eingeläutet
worden. In westlichen Medien war
ein Stimmungsumschwung zu ver-
zeichnen. Vielfach sah man Ruß-
lands Weg zur Marktwirtschaft als
gescheitert an. Sollte Rußland
nicht zu innerer Konsolidierung
fähig sein, hätte das Auswirkungen
auf die Stabilität im übrigen
Europa, auf andere Mitglieder der
GUS und auch weltweit. Westliche
Regierungen, die Europäische
Union, die internationalen Finanz-
institutionen reagierten deshalb
auf die russische Krise nahezu uni-

sono, Rußland müsse weiterhin
unterstützt, die Reformen jedoch
fortgesetzt werden.

Das ist zunächst eine Leer-
formel; das Reformziel und die ein-
zelnen Schritte zu seiner Verwirk-
lichung müßten genauer definiert
werden. Zum Ausgangspunkt ent-
sprechender Überlegungen gehört
die Erkenntnis, welche Faktoren
zur gegenwärtigen finanziellen,
wirtschaftlichen und politischen
Krise Rußlands beigetragen haben.

Fehler der Reformer

Zunächst ist festzuhalten, daß
makroökonomische Stabilisierung
das erstrangige Ziel der bisherigen
Reformpolitik war. Ob der Über-
gang zur Marktwirtschaft letztlich
erfolgreich ist, wird jedoch auf der
mikroökonomischen Ebene ent-
schieden; bei der Entwicklung der
institutionellen Grundlagen der
Marktwirtschaft und der entschei-
denden Elemente einer Wettbe-
werbsordnung. In Anbetracht der

schwierigen Finanz- und Wirt-
schaftslage und der politischen
Widerstände zu Beginn der Trans-
formation mußte die makroökono-
mische Stabilisierung gewiß vor-
rangig sein. Vor allem bei der Be-
kämpfung der Inflation wurden
außerordentliche Erfolge erzielt.
Die Preissteigerungsrate war zu-
letzt niedriger als in Ungarn und
Polen.

Aber bei den makroökonomi-
schen Stabilisierungsbemühungen
durfte man nicht stehenbleiben
und die Verantwortung für die
mikroökonomische Transformation
der unsichtbaren Hand des Mark-
tes zuweisen. Es war ein Fehler,
die institutionellen Veränderungen
zu vernachlässigen, die einfach
Zeit beanspruchen. Besonders
gefährlich war die minimalistische
Haltung gegenüber der staatlichen
Wirtschaftspolitik. Allerdings ver-
fügte auch die politische Oppo-
sition Rußlands kaum über eine
durchdachte Transformationskon-
zeption, und der Präsident zeich-
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nete sich nicht durch eine kohä-
rente, langfristige Planung aus, die
•allen deutlich machte, wohin der
Weg gehen sollte.

Bis heute ist die komplexe
Aufgabe der mikroökonomischen
Transformation ungelöst. Dabei
nahmen die materiellen und finan-
ziellen Mittel, die der russischen
Regierung zur Verfügung stehen,
immer mehr ab. Ohnehin war der
Optimismus unangemessen, mit
dem ein energischer Sprung Ruß-
lands in die Marktwirtschaft erwar-
tet worden war, in Anbetracht der
Hinterlassenschaft des sowjeti-
schen Systems, des Zerfalls der
Sowjetunion, der Größe und der
regionalen Verschiedenheit Ruß-
lands sowie der schweren Um-
'stellungsprobleme.

Fragwürdige Privatisierung

Das staatliche Eigentum war vor
der Privatisierung nicht wirklich
kommerzialisiert worden. Neben
den erheblichen Kosten spielte
auch hier das Argument der
Administration eine Rolle, daß man
dafür keine Zeit habe. Anders ver-
fuhr zum Beispiel Ungarn, wo der
Bankensektor trotz westlicher
Kritik erst nach und nach aus der
staatlichen Hand gegeben wurde.
Nunmehr verfügt Ungarn über ein
funktionierendes Bankensystem.

Mit der Voucher-Methode ä la
A. Tschubajs wurde bis zur Mitte
der 90er Jahre der am wenigsten
effiziente Weg zur Privatisierung
der Großbetriebe gewählt. Erst
anschließend erfolgte auch die
Privatisierung durch Verkauf, wo-
bei sich an strategischen Groß-
unternehmen, wie zum Beispiel im
Brennstoffbereich Lukoil und Gaz-
prom oder in der Telekommunika-
tion Svjasinvest, auch ausländi-
sche Investoren beteiligen konn-
ten. Bei der Voucher-Privatisierung
kauften Parteisekretäre oder ihnen
Nahestehende die Anteile des

Betriebspersonals auf. Dadurch
entstand die neue Nomenklatura
der „Oligarchien", die in einer im
20. Jahrhundert noch nicht dage-
wesenen Geschwindigkeit Reich-
tum bildeten, die keine Steuern
zahlen und ihre Gewinne ins Aus-
land transferieren.

Fast ebenso wie in den zentral-
asiatischen Republiken der frühe-
ren Sowjetunion führte der Einfluß
der „Oligarchien" auf die politi-
schen Entscheidungsträger dazu,
daß andere gesellschaftliche
Gruppierungen nur geringe Einwir-
kungsmöglichkeiten für Verände-
rungen besaßen. Der Agrarsektor
wurde nicht liberalisiert, weil es
hier nichts zu verdienen gab. Seine
Rolle für die marktwirtschaftliche
Entwicklung Rußlands bagatelli-
sierend, war der frühere Finanz-
minister B. Fjodorov der Ansicht,
Rußland könne ja alle benötigten
Agrarerzeugnisse einführen.

Scheitern der Währungs- und
Finanzpolitik

Es wurde ein Wechselkurs-
regime gewählt, welches die Geld-
und Finanzpolitik eindeutig be-
stimmte. Faktisch wurde der Rubel
an den US-Dollar gebunden. Die
Zentralbank brauchte ausreichen-
de Devisenreserven zur Kursstüt-
zung, und zwar soviel, daß sie da-
mit auch die Kapitalflucht kom-
pensieren konnte. Dabei halfen ihr
Handels- und Leistungsbilanz-
überschüsse. Eine Währungskrise,
wie sie 1994 Mexiko durchmachen
mußte, schien nicht in Sicht. Durch
die faktische Wechselkursanbin-
dung des Rubel an den US-Dollar
mußte die Finanzpolitik neutral
sein. Eine Defizitdeckung durch
Geldschöpfung war also ausge-
schlossen. Sah das Publikum
beide Bedingungen als gefährdet
an, blieb der Zentralbank zur Kurs-
verteidigung gegen eine Abwer-
tungsspekulation nur noch eine

überdimensionale Zinsanhebung
mit fatalen Auswirkungen auf die
inländische Investitionsneigung.

Der hohe und über die letzten
zwei Jahre stabile Rubelkurs
brachte Exporteuren nach Ruß-
land große Vorteile. So entfielen
drei Viertel der russischen Nach-
frage nach Konsumgütern auf Im-
porte. Die Entwicklung der einhei-
mischen verarbeitenden Industrie
und die russischen Exporte wur-
den jedoch behindert. Mit einem
Defizit von zuletzt ca. 8% des
Bruttoinlandproduktes blieb der
Staatshaushalt die Achillesferse.
Bei der niedrigen Sparquote priva-
ter Haushalte und der Steuerver-
meidung der Unternehmen war die
Finanzierung des Staatshaushalts
vom Auslandskapital abhängig
geworden. Um ausländische Er-
sparnisse anzuziehen, wurde der
Kapitalverkehr mit dem Ausland
liberalisiert und die Zinssätze für
Kredite an den Staat über den
international üblichen Sätzen fest-
gelegt. Schließlich war der Betrag
der kurzfristigen Staatsanleihen,
der GKOs, in den Händen. Von
Ausländern höher als die Devisen-
reserven der Zentralbank. Der
hohe Zinssatz der GKOs führte
zudem dazu, daß die inländische
Ersparnis vorrangig für die Kredit-
nachfrage des Staates und nicht
für private Investitionen zur Ver-
fügung stand.

Wie man sieht, konnte in Anbe-
tracht der Auslandsabhängigkeit
des Staatshaushaltes und der
kaum begonnenen mikroökonomi-
schen Transformation von einem
stabilen Weg zur Marktwirtschaft
keine Rede sein. Man muß aller-
dings auch in Betracht ziehen, daß
äußere Faktoren, die Rußland nicht
beeinflussen konnte, für die ge-
genwärtige Krise mitverantwortlich
zeichnen. Die Auslandsabhängig-,
keit des Staatshaushaltes wurde
mit der asiatischen Finanzkrise
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zum Problem. Großanleger aus
diesem Raum verkauften ihre GKO-
Scheine, tauschten die Rubel-
erlöse in Dollar und lösten damit
einen Druck auf den Wechselkurs
des Rubels aus.

Das Bankensystem, das einer
völlig unzureichenden Aufsicht
unterstand, war/ohnehin durch
hohe notleidende Kredite belastet.
Nunmehr traten auch noch die
hohen Fremdwährungsrisiken da-
zu. Zudem ging der positive Lei-
stungsbilanzsaldo - Folge der
hohen russischen Exportüber-
schüsse bei Energieträgern - kon-
tinuierlich zurück. Aufgrund der
sinkenden Exporterlöse durch die
Baisse am Weltrohstoffrnarkt muß
sogar für die absehbare Zeit von
einem Leistungsbilanzdefizit aus-
gegangen werden. Immerhin liegt
der Anteil von Rohöl, Erdgas und
Rohölprodukten bei rund 50% der
Gesamtexporte.

Letztlich war der Vertrauens-
schwund des Auslandes in die
Entwicklungsfähigkeit der russi-
schen Wirtschaft und in die Fähig-
keit des russischen Präsidenten
zur Wahrnehmung seiner Auf-
gaben nicht mehr aufzuhalten.
Vergleicht man die Erfahrungen
Rußlands mit denjenigen latein-
amerikanischer Länder oder Süd-
afrikas, so zeigt sich, daß Risiken
von Währungsturbulenzen mit
dem Umfang der Finanzierung von
Staatsausgaben durch Fremd-
kapital korrelieren.

Auch wenn die Ära Jelzin zu
Ende geht, so läßt sie doch man-
ches zurück, auf dem aufgebaut
werden kann. Das betrifft nicht nur
die Innen- und Außenpolitik, son-
dern auch die russische Wirt-
schaft. Als Beispiel seien der
Dienstleistungssektor und die Ent-
wicklung eines mittelständischen
Unternehmertums genannt. In ein-
drucksvoller Weise wurde in weni-
gen Jahren der große Rückstand,

der in der Sowjetzeit im Dienst-
leistungssektor bestand, aufge-
holt. Privatunternehmen waren
dabei von entscheidender Bedeu-
tung. Diese stellen heute 12% des
Bruttoinlandsproduktes Rußlands
her. Neben den großen Konzernen
der „Oligarchien" entsteht im mit-
telständischen Bereich eine ein-
heimische Unternehmerschaft, die

c

in einer Dekade ihre vollen positi-
ven Wirkungen zeitigen wird.

Krisenreaktion
Nach außen markiert die massi-

ve Rubelabwertung eine Zäsur, die
im Inneren durch die Inangriff-
nahme seit langem erörterter Maß-
nahmen kompensiert werden
müßte. Die besonderen Schwierig-
keiten Rußlands werden, das ist
absehbar, zu einem Pendelaus-
schlag führen, der nicht mit dem
grundsätzlichen Abbruch des Re-
formprozesses gleichzusetzen ist.
Wolfgang Kartte, Schüler Ludwig
Erhards und früherer Präsident des
Bundeskartellamtes, gelangte als
scharfsichtiger Beobachter der
Szenerie in Rußland . schon vor
Jahren zu der Ansicht, daß das
Land weder eine amerikanische;
deutsche oder japanische Version
der Marktwirtschaft brauche, son-
dern eine russische, die es selber
finden muß. Dafür braucht es Zeit.
Erst ist Krisenreaktion angesagt.

Im Vordergrund steht dabei wie-
derum der desolate Zustand des
Staatshaushalts. Der weitere Er-
folg der Inflationsbekämpfung,
niedrigere Realzinsen und damit
höhere Investitionen1 hängen j im
wesentlichen davon ab, ob der
Staatshaushalt ins Gleichgewicht
gebracht werden kann. Sein Defizit
wird hauptsächlich durch die
Steuerschulden der Unternehmen
verursacht, die nicht wie in Län-
dern mit höheren Pro-Kopf-Ein-
kommen durch die Einkommen-
steuer kompensiert werden kön-
nen.

Der russische Staat darf nicht
zulassen, daß die Erlöse aus den
Rohstoffexporten ins Ausland ab-
fließen. Die Wiedereinführung des
Staatsmonopols auf Spirituosen
ist ein Indikator der Aufbringungs-
probleme. Dieses Monopol hat
Tradition. 1894 führte es der da-
malige Finanzminister S. Vitte als
eine Notlösung bei unzureichen-
den anderen Besteuerungsmög-
lichkeiten ein, mit der bis 1914
durchschnittlich 25 bis 30% der
ordentlichen Einnahmen des
Staatshaushaltes gedeckt wurden.
Hinzugefügt sei, daß es seinerzeit
mit einer strengen Haushaltspolitik
und einer aktiven Handelsbilanz
gelang, die Währung zu stabilisie-
ren und mit dem Übergang zum
Goldstandard einen massiven
Zustrom ausländischen Kapitals in
Form langfristiger Staatsanleihen
und vor allem ausländischer
Direktinvestitionen zu erzielen.

Darf die Zentralbank zur Ent-
lastung des Haushalts auch Rubel
drucken, die nicht durch Devisen-
einnahmen gedeckt sind? Einer-
seits wäre ein nicht zu ^hoher
Betrag zur Ankurbelung des durch
die Finanzkrise gelähmten Ban-
;kensystems erforderlich. Anderer-
seits wäre damit der Versuch, die
Preissteigerungsrate unter 10% zu
halten, zunächst gescheitert. Das
Instrument der Rubelemission
kann also nur sehr zurückhaltend
gehandhabt werden, weil Preis-
steigerungen das Lebenshaltungs-
niveau weiter vermindern und die
bestehenden schweren sozialen
Spannungen erhöhen.

Bislang konnte spekulatives
Geld die russischen Grenzen
nahezu ungehindert passieren. Ein
erneuter Anlauf zu makroökonomi-
scher Stabilisierung bedarf der
Absicherung durch Kapitalver-
kehrskontrollen. Auch außerhalb
Rußlands ist der Schutz vor
spekulativen Kapitalbewegungen
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nicht mehr so tabuisiert wie bis vor
kurzem. Die Erkenntnis reift, daß
die weitgehend deregulierten Fi-
nanzmärkte die gesamte Weltwirt-
schaft in eine Krise treiben kön-
nen.

Zu den wichtigsten Aufgaben
jeder russischen Regierung gehört
die auch in der Vergangenheit
immer wieder angemahnte Förde-
rung in- und ausländischer Inves-
titionen durch Rechtssicherheit,
eine rationale Steuerverwaltung,
Erleichterungen bei Abschreibun-
gen und Gewinnbesteuerung und
endlich auch der Möglichkeit des
Erwerbes von Grund und Boden
durch ausländische Investoren.
Denn ausländische Direktinvesti-
tionen könnten ̂ eifien großen Teil
des externen Kapitalbedarfs ab-
decken. Notwendig wäre eine viel-
fältige staatliche Förderung der
mittelständischen Privatunter-
nehmen, die - wie die Erfahrungen
in Ostmitteleuropa zeigen - ein
Pfeiler im Transformationsprozeß
sind.

Ein neuer Konsens?

Die notwendigen Maßnahmen
sind unschwer formuliert. Es fragt
sich aber, ob man in Rußland auf
politische Eliten setzen kann, die
zu „good govemance" fähig sind
und nicht Zeit und Kräfte auf sich

wiederholende Erörterungen ei-
gentlich vernünftiger Handlungen
verschwenden. Eine „Schock-
therapie" ist rasch durchgeführt.

Wer dagegen die Strukturreform
angehen will, braucht Verbündete.
Im Ausland sind das die wichtig-
sten nationalen Regierungen und
die internationalen Finänzinstituti-
onen. In Rußland müßten sich die
verschiedenen politischen Flügel
mehrheitlich auf einen Konsens
einigen. Die bisherigen Kräfte des
politischen Spektrums waren zur
Konsensbildung nicht ausrei-
chend. Außerdem sind die für die
Transformationspolitik der letzten
sieben Jahre Verantwortlichen zu
Recht diskreditiert.

Auch hier liegen Vergleiche
nahe. In Mexiko kam nach der Ver-
schuldungskrise die Wende, als
sich die wichtigsten politischen
und wirtschaftlichen Kräfte des
Landes verständigten.. Die Trans-
formation in Ungarn gelang, weil
es keine Bewußtseinskrise gab
und im großen und ganzen schon
vor der eigentlichen Markttrans-
formation weitgehende Überein-
stimmung über den einzuschla-
genden Weg bestand.

In Rußland müssen die Ge-
wichte nunmehr stärker auf die
Duma und die Regionen verlagert

werden. Nur durch die- Einbezie-
hung breiterer Kräfte der Duma
gibt es Mehrheiten. Hierzu stellte
W. Kartte bereits 1994 fest:
„Angesichts der wirtschaftlichen
Situation und des schleppenden
Fortgangs der Reformen ist es
nicht ausgeschlossen, daß die
kommunistische Partei in Zukunft
eine Rolle spielen wird. Wir sollten
daher die Kommunisten nicht aus-
grenzen." Die Verweigerung in der
Duma ist bereits durch die
Einbindung des Ersten Stellver-
tretenden Ministerpräsidenten
Masljukov schwierig geworden.
Aus den Regionen bieten sich
populäre Beweger an, die nicht
zum engen Kreis der „Reformer"
gehörten, wohl aber eine modera-
te Reformrichtung vertreten und
zum Teil weiter als die Zentrale
gegangen sind, zum Beispiel bei
der Gewährung des Eigentums-
rechtes an Grund und Boden.

Es-ist durchaus möglich, daß
erst ein neuer russischer Präsident
nach dem anfänglich notwendigen
Krisenmanägement die Transfor-
mation fortsetzt. So muß man wohl
die Erwartungen des Präsidenten
der russischen Börse R Panov an
£lie neue Administration teilen:
Man kann nicht in Rußland leben,
ohne Optimist zu sein.

August Pradetto

Reformtendenzen und Reformchancen Rußlands

Eine Analyse der Reformtenden-
zen und der Reformchancen in

Rußland auf der politischen Ebene
sollte den Fokus auf drei, meines
Erachtens gegenwärtig zentrale
Momente in dieser Sphäre legen;

die vorgenommene Auflistung stellt
indes keine qualifizierende Rang-
ordnung dar. Erstens geht es um
die Politik der neuen Regierung
unter Primakow;- diesbezügliche
Überlegungen rekurrieren vor al-

lem auf Einschätzungen russischer
Gesprächspartner1. Zweitens ist
das Problem einer institutionell-
politischen Machtverteilung zu er-
örtern. Drittens ist das Verhältnis
zwischen Zentrum und Regionen
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zu beleuchten. Mit Blick auf die
übergeordnete Fragestellung ist
festzuhalten, daß eine Bewertung
der Reformfähigkeit des politi-
schen Systems nur im Kontext der
sonstigen Rahmenbedingungen
und Entwicklungen zu treffen ist.

Divergierende Einschätzung

Wie bei der Einschätzung jeder
neuen'Regierung, gibt es auch mit
Blick auf Primakow zwei polarisier-
te Auffassungen. Die eine ist
euphorisch: Nun sei die politische
Krise überwunden, weil erstens
mit Primakow ein erfahrener, ver-
sierter und konsensfähiger Politi-
ker an die Spitze der Regierung
getreten sei, zweitens der Präsi-
dent in seiner ständigen Bevor-
mundung und Sprunghaftigkeit
gegenüber der obersten Exekutive
eingeschränkt worden sei und drit-
tens das Parlament in seiner Mehr-
heit den Premier unterstütze. Das
verheiße endlich politische Stabili-
tät, was wiederum die Vorausset-
zung für die Überwindung auch der
wirtschaftlichen Krise darstelle.

Am anderen Ende des Mei-
nungsspektrum steht die Einord-
nung der Entscheidung für Prima-
kow als katastrophal. Wesentliche
Reformer seien entlassen worden;
daß Kommunisten in die Regie-
rung kommen und die neue Regie-
rung von der KP abhängig sei, sei
auch das Ende des in den vergan-
genen Jahren versuchten Demo-
kratieprojekts. Primakow als Kom-
promißkandidat gegenüber den
Kommunisten und Nationalisten
sei nichts anderes als die Rück-
kehr und der Übergang zu einer
neuen Diktatur. Wirtschaftlich sei
von einer solchen politischen
Konstellation ohnehin nichts ande-

1 Der Autor absolvierte im September 1998
eine Studienreise durch Rußland, die ihn u.a.
nach Moskau, Wolgograd, Saratow und
Jekaterinburg führte.

res zu erwarten als die alten
staatsdirigistischen Konzepte, die
das Land schon in Sowjetzeiten in
die Krise gebracht hätten. Ein
Szenario, das von einer fortdau-
ernden Schwächung des Präsi-
denten, der nicht mehr in der Lage
ist, die politische Situation zu
steuern, wie von der Erfolglosig-
keit auch der neuen Regierung
ausgeht, sieht die Bildung eines
Krisenstabes mit autoritären
Machtbefugnissen unter dem Eti-
kett eines Komitees der nationalen
Rettung oder ähnliches voraus.

Pragmatischere Stimmen lau-
ten, Primakow sei einer vorzeitigen
Auflösung der Duma und der
Fortsetzung einer Zeit ohne hand-
lungsfähige Regierung vorzuzie-
hen. Unter machtpolitischen As-
pekten betrachtet, habe die neue
Regierung vermutlich einen größe-
ren Handlungsspielraum als frühe-
re Regierungen, die immer im
Schatten, und unter der Kuratel
Jelzins gestanden hätten. Das
Küchenkabinett Jelzins, das vor-
her so mächtige Umfeld des Präsi-
denten, sei nachrdem Zugeständ-
nis Jelzins an die Duma, Tscher-
nomyrdin als Kandidaten für den
Posten des Premiers zurückzuzie-
hen und Primakow zu akzeptieren,
erheblich geschwächt worden.
Zwar sei Primakow immer loyal
gegenüber Jelzin gewesen, was
ihn auch für den Präsidenten
akzeptabel gemacht habe; ande-
rerseits sei die eigenständige
Position des Premiers nunmehr
erheblich aufgewertet.

Allerdings stellen viele illusions-
los fest, auch Primakow verfüge
nicht über die Ressourcen, um das
marode Wirtschaftssystem wieder
in Gang zu setzen und den zentri-
fugalen Kräften in den Provinzen
Einhalt zu gebieten. Übereinstim-
mend ist man der Einschätzung,
daß die künftige Politik in Rußland
in einem stärkeren Maße versu-

chen werde, soziale Belange zu
berücksichtigen. Nicht wenige
sind der Ansicht, die staatskapita-
listische Politik Primakows sei das
beste, was in der gegenwärtigen
Situation gemacht werden könne.
Eine stärkere Kontrolle des grenz-
überschreitenden Austauschs, die
Errichtung von Zollschranken, um
die heimische Produktion zu
schützen, sowie Kapitalverkehrs-
kontrollen wurden von allen Ge-
sprächspartnern erwartet.

Neue Machtverteilung

Als vorrangiges politisches An-
liegen wird mit Blick auf eine ge-
wünschte neue Machtverteilung
zwischen Präsident und Regierung
von praktisch allen politischen
Fraktionen betont, daß diesbezüg-
lich die Verfassung geändert wer-
den müsse. Es könne nicht so
sein, daß der Präsident jede Re-
gierung beliebig in die Wüste
schickt. Wenn in der Verfassung
die Kompetenzen zwischen dem
Präsidenten, der Regierung^ und
dem Parlament neu geregelt seien,
bestehe ein Instrumentarium, um
negativen politischen Entwicklun-
gen und Situationen besser als
bisher zu begegnen. Die politische
Entwicklung des Landes, vor allem
der Elitenwechsel, könne dann im
Rahmen der Verfassung erfolgen;
werde die Verfassung nicht in die-
sem Sinne geändert,- erhöhe sich
die Wahrscheinlichkeit, daß die
Entwicklung außerhalb der Verfas-
sung verläuft.

Dazu kommen Befürchtungen
wegen des unkalkulierbaren Ge-
sundheitszustands Jelzins. Sollte
Jelzin sterben, wird der nächste
Präsident nach dem bisherigen
Recht mit seinen bisher gültigen
Vollmachten gewählt. Deshalb
sind alle Parteien dafür, eine neue
Kompetenzverteilung so schnell
wie möglich gesetzlich zu regeln.
Wird dies realisiert, ist Rußland in
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geringerem Maße als bisher ein
Präsidialsystem. Da die diversen
politischen Fraktionen in dieser
Frage weitgehend übereinstimmen
und der Präsident gegenwärtig
zum Kompromiß gezwungen
scheint, liegt eine derartige Ände-.
rung im politischen System im
Bereich des Möglichen.

Kompetenz und Macht
in den Regionen

Die Provinzen und Regionen
Rußlands sind nach wie vor und
nach dem Zusammenbruch vom
Sommer 1998 um so mehr die
Hoffnungsträger einer Reform und
einer positiven Entwicklung des
Landes. Durch die Entwicklung der
letzten Jahre, die Schwächung
des Zentrums, den ökonomischen
Niedergang und durch die Verlage-
rung von Rechten auf die Ebene
der Regionen erfolgt offenkundig
ein Ausbau der fachlichen Kompe-
tenz auf der regionalen Ebene,
was die Emanzipation gegenüber
Moskau zusätzlich animiert. In den
Regionen entwickeln sich in der
Administration, in der Ökonomie
und in den von den Regionen
intensivierten Außenbeziehungen
motivierte und engagierte Eliten.
Diese Entwicklung scheint irrever-
sibel. Die Zentrale kann nicht mehr
wie früher über die hierarchischen
Strukturen der KP bestimmen, was
in den Regionen passiert.

Zwar wird von der großen Mehr-
zahl der regionalen Eliten Rußland
weiterhin als einheitlicher Bundes-
staat - auch in der Zukunft -
erachtet. Aber mit der Krise wird
die Neigung zum Zerfall der
Föderation objektiv stärker. Nach
der Abberufung Kirijenkos gab es
wochenlang keine Besetzung zen-
traler Führungspositionen, keine
funktionierende Regierung, keinen
Zentralbankchef. Damit verlagerte
sich die reale Macht noch mehr in
die Regionen. Befördert wird dies

dadurch, daß auf der regionalen
Ebene offenbar ein erheblich
größerer Konsens und die Bereit-
schaft zur Kooperation unter den
politischen Eliten vorhanden ist als
in der Moskauer Zentrale. Da das
Finanzzentrum Moskau am heftig-
sten von der Finanzkrise getroffen
ist, sollte sich der aus ökonomi-
schen Gründen resultierende

Trend intensivieren.
•)

Nicht selten ist der einzige
Hebel, den die Zentrale gegenüber
Föderationssubjekten ins Spiel
bringen konnte, der Finanzhebel
gewesen. Mit der Finanz- und öko-
nomischen Krise hat sie vielfach
aber auch diesen Hebel verloren.
Damit ist die politische Kontrolle
über die Regionen dahin. Die
Kehrseite ist, daß sich dort auch
autoritäre Regime etablieren kön-
nen, die der föderalen Verfassung
völlig widersprechen. Es gibt Re-
gionen, die grundlegende Elemen-
te der föderal-republikanischen
Verfassung Rußlands außer; Kraft
gesetzt haben. Anderswo werden
die Entscheidungen des Obersten
Gerichts der Föderation einfach
nicht zur Kenntnis genommen. Es
gibt aber auch positive Beispiele,
die ein Zweikammernsystem, ein
eigenständiges und funktionieren-
des Verfassungsgericht und ande-
re demokratische Institutionen und -
Regelungen vorweisen können.

Gleichzeitig ist eine intensivierte
Kooperation zwischen Subjekten
der Föderation feststellbar, die teil-
weise durch wirtschaftliche Ratio-
nalität (z.B. Nachbarschaft) und
wirtschaftliche Not (z.B. keine
Zuwendungen aus dem Zentrum),
teilweise durch ein gemeinsames
Interesse gegenüber dem Zentrum
oder auch gegenüber anderen
Regionen und Zusammenschlüs-
sen mit der Absicht eines Lobby-
ismus motiviert ist. Die -Konse-
quenzen sind - aus der Sicht der
Zentrale oder unter dem Aspekt

der territorialen Integrität - eben-
falls ambivalent. Einerseits werden
die zentrifugalen Kräfte einge-
dämmt, andererseits wird die Posi-
tion der Regionen gegenüber der
Zentrale dadurch noch gestärkt.

Zentrales Dilemma

Ohnehin existiert ein zentrales
Dilemma im Verhältnis zwischen
dem Zentrum und den Regionen:
Die Beziehungen zwischen Zen-
trum und Regionen sind verfas-
sungsrechtlich völlig diffus gere-
gelt. Alle Experten und der über-
wiegende Teil der Eliten von den
Kommunisten bis Jabloko sind
sich darin einig, daß dies das zwei-
te Problem in der politisch-institu-
tionellen Sphäre sei, dessen
Lösung absoluten Vorrang habe.
1992, nach der Auflösung der
Sowjetunion, war die Zentrale zu
schwach, um einheitliche Rege-
lungen gegenüber den Regionen
und Föderationssubjekten durch-
zusetzen. Der Föderationsvertrag
wurde von vielen „Subjekten" (also
Einheiten der Föderation: Republi-
ken, autonomen Regionen, Gebie-
ten usw.) nur unter der Voraus-
setzung unterzeichnet, daß in der
Verfassung fixiert wird, daß die Be-
ziehungen zwischen Zentrum und
Subjekten nicht nur von ihrer ver-
fassungsrechtlich festgelegten
Gleichheit, sondern auch von zwi-
schen Zentrum und Subjekten
auszuhandelnden Verträgen ab-"
hängig gemacht werden. Diese
Konstruktion ist ein Widerspruch
in sich und programmiert die poli-
tische Krise vor.

Vertragsrechtliche Vereinbarun-
gen gibt es überhaupt nur mit 50
Subjekten der Föderation, mit 30
noch gar keine, weil sich Zentrale
und Regionen/Subjekte nicht
haben einigen können. Wo sie exi-
stieren, ist der Inhalt dieser Ver-
träge zum Teil außerordentlich
unterschiedlich. Der Widerspruch
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zwischen formaler Gleichheit und
einer in der Verfassung noch im
gleichen Passus fixierten Un-
gleichheit aufgrund von in ihrem
Gehalt nicht bestimmten Zusatz-
verträgen kreiert ein politisches
Chaos, das nicht nur die Bezie-
hungen^ zwischen Föderations-
subjekten und Zentrale sowie zwi-
schen den Subjekten einer Dauer-
belastung aussetzt, sondern auch
die Verfassung selbst unglaubwür-
dig macht und in ihrer übergeord-
neten Rechtsverbindlichkeit unter-
gräbt. Im Gegensatz zum Problem
der Machtverteilung zwischen

Präsident und Regierung vermag
allerdings kaum jemand die Frage
zu beantworten, wie eine Ände-
rung politisch durchsetzbar ist,,
ohne die Verfassung selbst außer
Kraft zu setzen und die Autonomie
der Regionen aufzuheben.

Rolle des Föderationsrates

Hinzu kommt, daß sich die Re-
gionen .einen weiteren verfas-
sungsrechtlichen Trumpf gesichert
haben: Das vorrangige Recht, Be-
stimmungen der Verfassung zu
verändern^ fällt dem Föderations-
rat zu, d.h. dem zentralen Vertre-
tungsorgan der Subjekte der Fö-
deration2. Vor allem Jn der gegen-
wärtigen Situation kann es sich
keine Regierung", schon gar nicht
eine mit demokratischem An-
spruch, leisten, eine Politik am
Föderationsrat vorbei zu betrei-
ben, zumal die Regionen sich auch
noch in Assoziationen zusammen-
geschlossen haben, die aus je-
weils zehn bis zwölf Subjekten be-
stehen, um ihre Interessen ge-
meinschaftlich noch besser ge-

2 Der Föderationsrat hat darüber hinaus wei-
tere ansehnliche Rechte und Kompetenzen:
z.B. obliegt ihm die Ausrufung des Kriegs-
und des Ausnahmezustands. Allerdings hat
er keine Rechte in bezug auf die Zusam-
mensetzung der Regierung. Er berät indes
vor allem wirtschaftliche und soziale Fragen,
arbeitet diesbezüglich mit der Regierung
zusammen und legt ihr seine Vorschläge vor.

genüber der Zentrale geltend
machen zu können.

Eine Konsequenz dieser Ent-
wicklung - aber auch der auf Inte-
gration zielenden Politik Primakows
- ist, daß der neue Regierungschef
die wichtigsten Gouverneure, also
die Vorsitzenden der Assoziatio-
nen, in das Präsidium der Regie-
rung berufen hat. Darüber hinaus
hat das Gewicht der Gouverneure
zusätzlich zugenommen, seit sie
direkt gewählt werden; sie können
sich nun - wie dies in längst ver-
gangenen Zeiten Jelzin als direkt
gewählter Präsident Rußlands ge-
genüber Gorbatschow als Präsi-
dent der Sowjetunion getan hatte

- darauf berufen, daß sie ihre
Legitimation direkt vom Volk erhal-
ten haben. Gleichzeitig macht die
„Ökonomisierung" der Politik der
Föderatiönssubjekte Mehrheiten
vielfach von konkreten Fragen und
Sachverhalten abhängig; d.h. die
Verhältnisse im Föderationsrat und
das Stimmverhalten der Gouver-
neure ordnen sich vielfach nach
materiellen Interessen, weniger
nach politischen Gesichtspunkten.

Zunehmende Selbständigkeit

Seitdem sich die Krise intensi-
viert und das Zentrum den Regio-
nen immer weniger zu bieten hat,
haben sich die Föderationssub-
jekte gegenüber dem Zentrum
noch selbständiger gemacht. Um
der massiven Wirtschaftskrise im
Sommer 1998 zu begegnen, führ-
ten eine ganze Reihe von Gouver-
neuren auf eigene Fast in ihren
Gebieten Preisregulierungen und
andere dirigistische Maßnahmen
ein, erließen Lebensmittelausfuhr-
verbote und weigerten sich, der
Zentrale in Moskau überhaupt
noch Steuern zu überweisen.
Diese Maßnahmen stellten eine
neue Dimension in der Distan-
zierung der Regionen von der
Zentrale dar. Die eigenständigen

Maßnahmen waren Resultat des
Verlusts des Glaubens, die Zen-
trale würde z.B. in den Winter-
monaten noch in der Lage sein,
notwendige Versorgungsmaßnah-
men zu treffen. Die Äußerung
Primakows bei seinem Amtsantritt
als Premier, die ^Wahrung der
Einheit des Landes habe für ihn
absolute Priorität, hat vermutlich
diesen für Moskau besorgniserre-
genden Hintergrund.

Andererseits ist mit der Paralyse
des Zentrums auch die Versor-
gung derjenigen Gebiete in Frage
gestellt, die vom Zentrum abhän-
gig waren und sind. Nach Aus-
sagen von Wissenschaftlern im
Carnegy Center Moscow werden
mit Blick auf den Winter für nörd-
liche Regionen bereits Evakuie-
rungspläne ausgearbeitet. Das
Fazit lautet, daß „Föderalismus"
als Begriff für die Beziehungen
zwischen Zentrum und Regio-
nen/Föderationsubjekten die rus-
sische Realität verfehlt. Für diese
Verhältnisse gibt es noch keinen
Begriff.

Zu Reformen fähig?

Letztlich ist die Frage nach der
Reformfähigkeit und nach den
Reformpotentialen eine Frage
nach den Kriterien, die der Bewer-
tung zugrunde gelegt werden.
Manche Experten, die vermeiden,
die Maßstäbe für einen Beitritt zur
Europäischen Union anzulegen,
sagen, nicht Rußland sei kollabiert
oder kollabiere, sondern die
Illusionen über Rußland, die keine
Substanz hatten, seien zerstoben.
Nicht die Reform sei gescheitert,
sondern die Illusionen über die
Reform. Tatsächlich sind in Ruß-
land die Reformen nach westli-
chen Maßstäben (Polen, Tsche-
chien, Ungarn, Slowenien) nicht
weit gediehen. Aber Rußland ist
eben nicht die Region, die unmit-
telbar an die Europäische Union
anschließt.
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